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DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar-
tikel 100 a, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parla-
ment 1 ), nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses 2), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verwirklichung des Binnenmarkts gemäß Arti-
kel 8 a EWG-Vertrag erfordert die Schaffung eines 
Raumes ohne Binnengrenzen, in dem der freie Ver-
kehr von Waren, Personen, Dienstleistungen und Ka-
pital gewährleistet ist. Der freie Verkehr von Waren, 
Personen und Dienstleistungen erfordert insbeson-
dere die Beseitigung von Grenzkontrollen innerhalb 
der Gemeinschaft. 

Die für die Vollendung des Binnenmarkts und die 
Übergangszeit zu treffenden Maßnahmen zur Steuer- 

1) ABl.  Nr... . 
2) ABl. Nr... .  

harmonisierung machen die Einrichtung eines ge-
meinsamen Systems für die Verwaltungszusammen-
arbeit zwischen den zuständigen Behörden der Mit-
gliedstaaten erforderlich, um den vollständigen Ab-
bau von Grenzkontrollen bei gleichzeitiger Vermei-
dung von Einnahmeverlusten für die Mitgliedstaaten 
zu ermöglichen. 

Die im Rahmen der vorliegenden Verordnung vorge-
sehenen Regelungen für dieses System der Zusam-
menarbeit sind geeignet, die Abschaffung der Grenz-
kontrollen in Übereinstimmung mit den in Artikel 8 a 
des Vertrags gesetzten Zielen jedoch ohne eine 
Steuerharmonisierung im Sinne des Artikels 100 a 
Abs. 2 zu ermöglichen. Es ist überdies notwendig, daß 
das steuerliche Übergangssystem wirksam und ohne 
Betrugsmöglichkeiten, die zu einer Störung des Wett-
bewerbs führen könnten, eingerichtet wird. 

Für die Mitgliedstaaten besteht weiterhin Bedarf für 
Kontrollen des innergemeinschaftlichen Verkehrs von 
Waren und Dienstleistungen, die mit denen vergleich-
bar sind, die sie bei inländischen Geschäften, die indi-
rekten Steuern unterliegen, durchführen. Das Fehlen 
derartiger Kontrollen kann zu Steuerhinterziehung 
und Steuerumgehung über die Grenzen der Mitglied-
staaten hinaus führen, mit der Folge niedrigerer Haus

-

haltseinnahmen, der Verletzung der Grundsätze der 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanz-
leramtes vom 28. März 1991. 
Diese Vorlage ist mit Schreiben der Kommission der Europäischen Gemeinschaften dem Präsidenten des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der genannten 
Kommissionsvorlage ist nicht vorgesehen. 
Mit der unmittelbar bevorstehenden Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 

Gemäß § 93 Satz 3 GO-BT am 22. April 1991 angefordert, siehe auch Drucksache 12/458, Nr. 2.3. 
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Steuergerechtigkeit und der Verzerrung der Wettbe-
werbsbedingungen unter den Mitgliedstaaten. 

Die Zusammenarbeit zwischen den für die indirekten 
Steuern zuständigen Verwaltungsbehörden inner-
halb der Gemeinschaft und zwischen diesen Verwal-
tungen und der Kommission sollte daher anhand ge-
meinsamer Grundsätze und Regeln verstärkt werden, 
um den Aufbau und das Funktionieren des Binnen-
marktes abzusichern. 

Bei der Ausarbeitung der geeigneten Vereinbarungen 
für die Durchführung der Zusammenarbeit der Ver-
waltungen sollten die Mitgliedstaaten der Notwen-
digkeit der Feststellung und der Prüfung des innerge-
meinschaftlichen Handels mit Waren und Dienstlei-
stungen, angesichts der Tatsache, daß die früher an-
gewandten Formen der Kontrolle dieser Geschäfte 
nicht mehr praktiziert werden können, besondere 
Aufmerksamkeit widmen. 

Die Mitgliedstaaten sollten auf Antrag Informationen 
über bestimmte Fälle austauschen. Der ersuchte Staat 
sollte die erforderlichen Untersuchungen durchfüh-
ren, um diese Informationen einzuholen. 

Die Mitgliedstaaten sollten auch ohne vorhergehen-
den Antrag Informationen, die ihnen für die Kontrolle 
der indirekten Steuern relevant erscheinen, austau-
schen, insbesondere in den Fällen, in denen diese 
Steuern aus irgendeinem Grund hinterzogen oder 
umgangen wurden oder hinterzogen oder umgangen 
werden könnten. 

Es ist wichtig, daß Bedienstete der für die indirekten 
Steuern zuständigen Verwaltungsbehörden eines 
Mitgliedstaates auf dem Gebiet eines anderen Mit-
gliedstaates anwesend sein können, wenn die beiden 
betreffenden Mitgliedstaaten dies für angebracht hal-
ten. 

Es ist Sorge dafür zu tragen, daß die Auskünfte, die im 
Verlauf einer solchen Zusammenarbeit erteilt werden, 
nicht unbefugten Personen zugänglich gemacht wer-
den, damit die Grundrechte von Bürgern und Unter-
nehmen geschützt bleiben. Die Behörde, der diese 
Auskünfte erteilt werden, darf diese daher nicht ohne 
Genehmigung der ersuchten Behörde für andere 
Zwecke als die der Besteuerung oder im Zuge gericht-
licher Verfahren wegen eines Verstoßes gegen das 
Steuerrecht der betreffenden Staaten verwenden. Die 
Behörde, der die Auskünfte erteilt werden, muß die 
Informationen auch mit dem gleichen Maß an Ver-
traulichkeit behandeln, die diese in dem Staat genie-
ßen, der sie zur Verfügung gestellt hat, wenn dieser 
dies verlangt. 

Ein Mitgliedstaat, der aufgefordert wird, Untersu-
chungen durchzuführen oder Auskünfte zu erteilen, 
hat das Recht, dies abzulehnen, wenn seine Gesetze 
es den für die indirekten Steuern zuständigen Verwal-
tungsbehörden nicht gestatten, diese Untersuchun-
gen durchzuführen oder diese Informationen für ihre 
eigenen Zwecke einzuholen oder zu verwenden, oder 
wenn die Erteilung dieser Auskünfte der öffentlichen 
Ordnung zuwiderlaufen würde. 

Die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten 
und der Kommission ist für eine laufende Bewertung 
der Verfahren der Zusammenarbeit und die Zusam

-

menführung der Erfahrungen auf den betreffenden 
Gebieten erforderlich, um diese Verfahren zu verbes-
sern und geeignete Gemeinschaftsregeln festzulegen 
und um Vorgänge, die den Gesetzen über die indirek-
ten Steuern zuwiderlaufen, aufzudecken — 

HAT  FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Verordnung regelt die Modalitäten, nach de-
nen die in den einzelnen Mitgliedstaaten mit der An-
wendung der Vorschriften auf dem Gebiet der indi-
rekten Steuern beauftragten Verwaltungsbehörden 
mit denen in den anderen Mitgliedstaaten und mit der 
Kommission zusammenarbeiten, um die Einhaltung 
der Gesetze und eine richtige Festsetzung der betref-
fenden Steuern zu gewährleisten. 

Artikel 2 

1. Im Sinne dieser Verordnung bedeuten: 

— „Vorschriften auf dem Gebiet der indirekten 
Steuern" die Gesamtheit der nach den gesetzli-
chen Bestimmungen der Mitgliedstaaten an-
wendbaren Regelungen und der gemeinschaft-
lichen Rechtsvorschriften über die Mehrwert-
steuer und Verbrauchsteuern im Sinne von Arti-
kel 5 Abs. 1; 

— „ersuchende Behörde " die zuständige Behörde 
eines Mitgliedstaats, die ein Ersuchen um Un-
terstützung stellt; 

— „ersuchte Behörde" die zuständige Behörde ei-
nes Mitgliedstaats, an die ein Ersuchen um Un-
terstützung gerichtet wird. 

2. Jeder Mitgliedstaat übermittelt den Mitgliedstaa-
ten und der Kommission ein Verzeichnis der zu-
ständigen Behörden, die für die Zwecke der An-
wendung dieser Verordnung als Korrespondenz-
stellen benannt werden. Darüber hinaus benennt 
jeder Mitgliedstaat eine zentrale Behörde, die für 
die Verbindung zu den anderen Mitgliedstaaten 
auf dem Gebiet der Zusammenarbeit der Verwal-
tungsbehörden in erster Linie zuständig ist. 

Als „zuständige Behörden" im Sinne dieser Ver-
ordnung gelten die gemäß Unterabsatz 1 als Korre-
spondenzstellen benannten Behörden. 

TITEL I 

Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden — 
Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 3 

Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten ar-
beiten untereinander und mit der Kommission soweit 
wie möglich zusammen, um zu gewährleisten, daß die 
nationalen und gemeinschaftlichen Vorschriften auf 
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dem Gebiet der indirekten Steuern eingehalten und 
ordnungsgemäß kontrolliert werden. 

Die zuständigen Behörden tauschen untereinander 
insbesondere Informationen aus, die für die Festset-
zung und Erhebung der indirekten Steuern relevant 
sind. Sie übermitteln außerdem spezielle oder allge-
meine Informationen an die Kommission, wenn diese 
von besonderem Interesse auf Gemeinschaftsebene 
sind. 

Artikel 4 

Die Verpflichtung zur Leistung von Amtshilfe im 
Sinne dieser Verordnung schließt nicht die Übermitt-
lung von Auskünften oder Unterlagen ein, die die in 
Artikel 1 genannten Verwaltungsbehörden im Rah-
men der Ausübung von Befugnissen erhalten, die sie 
auf Antrag der Justizbehörden ausüben. 

Im Falle eines Amtshilfeantrags werden diese Aus-
künfte jedoch in allen Fä llen erteilt, in denen die Ju-
stizbehörden, bei denen ein entsprechender Antrag 
zu stellen ist, ihre Zustimmung erteilen. 

TITEL II 

Unterstützung auf Antrag 

Artikel 5 

1. Die ersuchte Behörde erteilt der ersuchenden Be-
hörde, auf ihren Antrag hin, alle Auskünfte, die es 
der letzteren ermöglichen, die Einhaltung der Vor-
schriften auf dem Gebiet der indirekten Steuern, 
insbesondere der Bestimmungen für folgende 
Steuern, zu gewährleisten: 

— Mehrwertsteuer; 

— Verbrauchsteuern auf Tabakfertigprodukte; 

— Verbrauchsteuern auf alkoholische Getränke 
und in anderen Erzeugnissen enthaltenen Alko-
hol; 

— Verbrauchsteuern auf Mineralöl. 

2. Zur Beschaffung dieser Auskünfte verfährt die er-
suchte Behörde oder die von ihr. befaßte Verwal-
tungsbehörde so, als ob sie in Erfüllung eigener 
Aufgaben oder auf Ersuchen einer anderen Be-
hörde ihres Landes handeln würde. 

Artikel 6 

Auf Antrag der ersuchenden Behörde führt die er-
suchte Behörde geeignete Ermittlungen durch oder 
sorgt dafür, daß Ermittlungen durchgeführt werden, 
die es ihr ermöglichen, die erforderlichen Informatio-
nen im Sinne der Definition in Artikel 3 zu liefern. 

Artikel 7 

1. Auf Antrag einer ersuchenden Behörde konsultie-
ren sich zwei oder mehr der in Artikel 2 genannten 
Verwaltungsbehörden gegenseitig, um Fälle und 
Verfahren für koordinierte Steuerprüfungen fest-
zulegen. Jede der beteiligten Behörden entschei-
det, ob sie wünscht, an einer konkreten koordinier-
ten Steuerprüfung teilzunehmen. 

2. Im Sinne dieser Verordnung bedeutet eine koordi-
nierte Steuerprüfung eine Vereinbarung zwischen 
zwei oder mehr Behörden, jeweils auf ihrem eige-
nen Staatsgebiet, die den indirekten Steuern unter-
liegenden Geschäfte einer Person oder mehrerer 
Personen, an denen sie ein gemeinsames oder ein 
damit verbundenes Interesse haben, zu prüfen, mit 
dem Ziel, relevante Informationen, die sie so erhal-
ten, auszutauschen. 

Artikel 8 

Auf Antrag der ersuchenden Behörde übermittelt 
die ersuchte Behörde dieser alle Bescheinigungen so-
wie alle Schriftstücke oder beglaubigten Abschriften 
von Schriftstücken, die ihr zur Verfügung stehen oder 
die sie sich gemäß Artikel 5 Abs. 2 beschafft und die 
sich. auf Vorgänge beziehen, für die die Vorschriften 
auf dem Gebiet der indirekten Steuern gelten. 

Artikel 9 

1. Auf Antrag der ersuchenden Behörde gibt die er-
suchte Behörde dem Empfänger unter Beachtung 
der Bestimmungen des Mitgliedstaats, in dem sie 
ihren Sitz hat, alle die Anwendung der Vorschriften 
auf dem Gebiet der indirekten Steuern betreffen-
den Rechtsakte oder sonstigen Entscheidungen der 
Verwaltungsbehörden bekannt oder läßt sie ihm 
bekanntgeben. 

2. Den Anträgen auf Bekanntgabe, in denen der Ge-
genstand der bekanntzugebenden Rechtsakte oder 
sonstigen Entscheidungen genannt wird, wird eine 
Übersetzung in der Amtssprache bzw. einer der 
Amtssprachen des Mitgliedstaats, in dem die er-
suchte Behörde ihren Sitz hat, beigefügt; der er-
suchten Behörde steht es jedoch frei, auf die Vor-
lage einer solchen Übersetzung zu verzichten. 

Artikel 10 

Auf Antrag der ersuchenden Behörde erteilt die er-
suchte Behörde insbesondere in Form von Berichten 
und anderen Schriftstücken bzw. beglaubigten Ko-
pien oder Auszügen davon alle ihr zur Verfügung ste-
henden Auskünfte oder Auskünfte, die sie nach Maß-
gabe des Artikels 5 Abs. 2 beschaffen kann, über fest

-

gestellte oder geplante Vorgänge, die den Vorschrif-
ten auf dem Gebiet der indirekten Steuern zuwider-
laufen oder diesen Gesetzen nach Ansicht der ersu-
chenden Behörde zuwiderlaufen. 

Urschriften der in Absatz 1 genannten Schriftstücke 
und Gegenstände werden nur übermittelt, soweit das 
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Recht des Mitgliedstaats, in dem die ersuchte Behörde 
ihren Hauptsitz hat, dem nicht entgegensteht. 

TITEL III 

Automatischer Austausch von Auskünften 

Artikel 11 

In  den  Fällen, die nach dem in Artikel 19 vorgese-
henen Verfahren bestimmt werden, tauschen die zu-
ständigen Behörden der Mitgliedstaaten regelmäßig 
die in Artikel 3 genannten Informationen ohne vor-
hergehenden Antrag aus. 

TITEL IV 

Spontane Unterstützung 

Artikel 12 

Unter den Voraussetzungen der Ar tikel 13 und 14 
leisten die zuständigen Behörden der einzelnen Mit-
gliedstaaten den zuständigen Behörden der anderen 
Mitgliedstaaten auch ohne deren Antrag Amtshilfe. 

Artikel 13 

1. Sofern sie es für die Einhaltung der Vorschriften 
auf dem Gebiet der indirekten Steuern für zweck-
dienlich erachten, übermitteln die zuständigen Be-
hörden der einzelnen Mitgliedstaaten ohne voran-
gehenden Antrag die in Ar tikel 3 genannten Aus-
künfte, von denen sie Kenntnis haben, an die zu

-

ständigen Behörden eines anderen betroffenen 
Mitgliedstaats, wenn: 

a) die zuständigen Behörden des einen Mitglied-
staats Grund zu der Annahme haben, daß ein 
Verlust indirekter Steuern im anderen Mitglied-
staat möglich ist; 

b) einer Person, die indirekte Steuern schuldet, 
eine Ermäßigung oder eine Befreiung in dem 
einen Mitgliedstaat gewährt wird, die zu einer 
Erhöhung der indirekten Steuern oder der Ver-
bindlichkeit für eine indirekte Steuer im ande-
ren Mitgliedstaat führen würde; 

c) die zuständigen Behörden eines Mitgliedstaats 
Grund zu der Annahme haben, daß eine Einspa-
rung indirekter Steuern durch künstliche Verla-
gerungen der Lieferung von Waren oder Dienst-
leistungen durch eines oder mehrere Länder, 
insbesondere im Falle eng verbundener Unter-
nehmensgruppen, einer nicht anspruchsberech-
tigten Person zufällt; 

d) die Auskünfte, die einem Mitgliedstaat von den 
zuständigen Behörden des anderen Mitglied-
staats erteilt wurden, zur Erlangung von Infor-
mationen geführt haben, die für die Festsetzung 
einer Verbindlichkeit zur Zahlung einer indi-
rekten Steuer im letztgenannten Mitgliedstaat 
von Bedeutung sein können. 

2. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
können im Rahmen der Verfahren nach A rtikel 19 
den Informationsaustausch auf andere als die in 
Absatz 1 vorgesehenen Fälle ausdehnen. 

3. Die zuständigen Behörden jedes Mitgliedstaats 
treffen die Maßnahmen und wenden die Verfahren 
an, die erforderlich sind, um zu gewährleisten, daß 
die in den Absätzen 1 und 2 genannten Informatio-
nen für die Übermittlung an andere Mitgliedstaa-
ten zur Verfügung gestellt werden. 

Artikel 14  

Die zuständigen Behörden der einzelnen Mitglied-
staaten erteilen den zuständigen Behörden der ande-
ren in Betracht kommenden Mitgliedstaaten unver

-

züglich alle zweckdienlichen Auskünfte über Vor-
gänge, die gegen Vorschriften auf dem Gebiet der 
indirekten Steuern verstoßen oder ihrer Ansicht nach 
verstoßen. 

TITEL V 

Voraussetzungen für die Amtshilfe 

Artikel 15 

1. Die zuständige Behörde eines Mitgliedstaats, die 
nach den vorstehenden Artikeln aufgefordert wird, 
Auskünfte zu erteilen, übermittelt diese so rasch 
wie möglich und in jedem Fall innerhalb der Fri-
sten, die im Rahmen der Verfahren nach Ar tikel 19 
zu vereinbaren sind. Auskünfte, die auf Antrag er-
teilt werden, sind innerhalb von drei Monaten nach 
Eingang des Antrags zu liefern, sofern diese Frist 
nicht von der ersuchenden Behörde verlängert 
wird. 

2. Stellen sich der zuständigen Behörde Hindernisse, 
die die Erteilung der Auskünfte erschweren, wer-
den die andere in diesem Zusammenhang in Be-
tracht kommende Behörde oder die in Betracht 
kommenden Behörden unverzüglich unter Angabe 
der Art der Hindernisse davon in Kenntnis ge-
setzt. 

Artikel 16 

1. Im Einvernehmen zwischen der ersuchenden Be-
hörde und der ersuchten Behörde und gemäß den 
von der letztgenannten Behörde festgelegten Ab-
sprachen können von der ersuchenden Behörde 
ordnungsgemäß bevollmächtigte Bedienstete in 
den Dienststellen, in denen die Verwaltungsbehör-
den des Mitgliedstaates, in dem die ersuchte Be-
hörde ihren Sitz hat, ihre Tätigkeit ausüben, Aus-
künfte über die Anwendung der Vorschriften auf 
dem Gebiet der indirekten Steuern erhalten, die 
von der ersuchenden Behörde benötigt werden 
und sich aus Unterlagen ergeben, zu denen das 
Personal dieser Dienststellen Zugang hat. Diese 
Bediensteten sind bevollmächtigt, Kopien der ge-
nannten Unterlagen anzufertigen. 
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2. Im Einvernehmen zwischen der ersuchenden Be-
hörde und der ersuchten Behörde erteilt die letzt-
genannte Behörde den vom ersuchenden Staat ord-
nungsgemäß bevollmächtigten Bediensteten die 
Erlaubnis, beim zweckdienlichen Teil einer Steuer-
prüfung im ersuchten Mitgliedstaat anwesend zu 
sein. 

3. Wird dem Antrag stattgegeben, informiert die er-
suchte Behörde so bald wie möglich die ersu-
chende Behörde über Zeit und Ort der Prüfung, die 
mit der Prüfung beauftragte Behörde oder den be-
auftragten Bediensteten und die Verfahren und 
Voraussetzungen, die von der ersuchten Behörde 
für die Durchführung der Prüfung vorgesehen sind. 
Alle Entscheidungen hinsichtlich der Durchfüh-
rung der Steuerprüfung werden von der ersuchten 
Behörde getroffen. 

4. Die Einzelheiten der Anwendung der vorstehen-
den Bestimmungen werden im Rahmen der Ver-
fahren gemäß Artikel 19 erörtert und gegebenen-
falls festgelegt. 

Artikel 17 

1. Die Auskünfte, die im Rahmen der Durchführung 
dieser Verordnung in irgendeiner Form übermittelt 
werden, haben vertraulichen Charakter. Sie fallen 
unter das Berufsgeheimnis und genießen den 
Schutz, den das innerstaatliche Recht des Mitglied-
staats, der sie erhalten hat, für Auskünfte dieser Art 
gewährt ebenso wie den Schutz, den die entspre-
chenden Vorschriften, die auf die Gemeinschafts-
instanzen Anwendung finden, vorsehen. 

Diese Auskünfte dürfen in jedem Fall: 

— Nur Personen, die mit der Festsetzung oder der 
administrativen Kontrolle der indirekten Steu-
ern unmittelbar betraut sind oder nur Personen 
innerhalb der Organe der Gemeinschaft, deren 
Aufgaben einen Zugang zu solchen Auskünften 
erforderlich machen, zur Verfügung gestellt 
werden. Sie dürfen auch zu keinem anderen als 
dem in dieser Verordnung vorgesehenen 
Zweck verwendet werden, es sei denn, die die 
Auskunft erteilende Behörde billigt dies aus-
drücklich und der Weitergabe oder Verwen-
dung stehen die Vorschriften des Mitglied-
staats, in dem die Empfängerbehörde ihren Sitz 
hat, nicht entgegen; 

— nur im Zusammenhang mit Gerichtsverfahren 
oder Verwaltungsverfahren, bekanntgegeben 
werden, die Sanktionen zur Folge haben kön-
nen und im Hinblick auf die Festsetzung oder 
die Überprüfung der Veranlagung indirekter 
Steuern eingeleitet werden oder damit im Zu-
sammenhang stehen, und zwar nur den Perso-
nen, die direkt an diesen Verfahren beteiligt 
sind; die Informationen können jedoch in öf-
fentlichen Verhandlungen oder in Urteilen be-
kanntgegeben werden, wenn die ersuchte Be-
hörde keine Einwände geltend macht; 

— nicht für andere Zwecke als für die Zwecke der 
Besteuerung oder im Rahmen von Gerichtsver-
fahren oder Verwaltungsverfahren im Zusam

-

menhang mit Sanktionen verwendet werden, 
die im Hinblick auf die oder im Zusammenhang 
mit der Durchführung oder Überprüfung der 
Steuerfestsetzung eingeleitet werden. 

2. Absatz 1 verpflichtet Mitgliedstaaten, deren 
Rechtsvorschriften für inländische Zwecke stren-
gere Regelungen als die in den Bestimmungen die-
ses Absatzes enthaltenen vorsehen, nicht zur Aus-
kunfterteilung, wenn sich die ersuchende Behörde 
nicht verpflichtet, diese strengeren Kriterien zu be-
achten. 

3. Ungeachtet von Absatz 1 gestatten die zuständi-
gen Behörden des Mitgliedstaats, der die Aus-
künfte erteilt, daß diese im ersuchenden Mitglied-
staat für andere Zwecke verwendet werden, wenn 
die Auskünfte nach den Rechtsvorschriften des er-
suchten Mitgliedstaats im ersuchten Mitgliedstaat 
für ähnliche Zwecke verwendet werden könnten. 

4. Ist die ersuchende Behörde der Auffassung, daß 
Auskünfte, die ihr von der ersuchten Behörde er-
teilt wurden, für die zuständige Behörde eines drit-
ten Mitgliedstaates nützlich sein können, kann sie 
diese der letztgenannten mit Zustimmung der er-
suchten Behörde übermitteln. 

Artikel 18 

1. Diese Verordnung verpflichtet die Verwaltungsbe-
hörden der Mitgliedstaaten nicht zur gegenseiti-
gen Amtshilfe, wenn diese geeignet wäre, die öf-
fentliche Ordnung des Mitgliedstaats, in dem sie 
ihren Sitz haben, zu beeinträchtigen. 

2. Jede Verweigerung der Amtshilfe ist zu begrün-
den. 

TITEL VI 

Verfahren zur Konsultation 
und zur Koordinierung 

Artikel 19 

1. Die Kommission veranstaltet Sitzungen mit den 
Vertretern der Mitgliedstaaten, in deren Rahmen: 

- das Funktionieren der in dieser Verordnung 
vorgesehenen Regelungen für die Zusammen-
arbeit der Verwaltungsbehörden allgemein und 
insbesondere im Hinblick auf die Entwicklung 
von Standardverfahren für die Feststellung und 
die Kontrolle des innergemeinschaftlichen Han-
dels zu prüfen ist; 

— gemeinsame Praktiken für die Übermittlung der 
in Artikel 3 genannten Auskünfte, die die ge-
mäß Artikel 11 getroffenen Vereinbarungen ge-
bührend berücksichtigen, festzulegen sind; 

— die der Kommission gemäß Artikel 3 mitgeteil-
ten Informationen bezüglich der zu ziehenden 
Schlußfolgerungen, der notwendigen Maßnah-
men für die Beendigung von Vorgängen, die 
gegen Vorschriften auf dem Gebiet der indirek-
ten Steuern verstoßen und — gegebenenfalls — 
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bezüglich der vorzuschlagenden Änderungen 
bestehender gemeinschaftlicher Bestimmun-
gen oder ergänzenden Bestimmungen hierzu, 
zu untersuchen sind; 

— die Fälle und Verfahren für die in Artikel 7 vor-
gesehenen koordinierten Steuerprüfungen zu 
untersuchen und zu erörtern sind. 

2. In Fragen von bilateralem Interesse können die 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten unter-
einander direkt Auskünfte erteilen. Die zuständi-
gen Behörden der Mitgliedstaaten können im ge-
genseitigen Einvernehmen von ihnen bestimmten 
Behörden die Erlaubnis erteilen, untereinander in 
einzeln bestimmten Fällen oder in bestimmten Ka-
tegorien von Fällen direkt Auskünfte auszutau-
schen. 

3. Zur Durchführung dieses Artikels treffen die Mit-
gliedstaaten alle erforderlichen Maßnahmen, um 

a) zwischen den in Artikel 1 genannten zuständi-
gen Behörden eine einwandfreie interne Koor-
dinierung sicherzustellen; 

b) eine unmittelbare Zusammenarbeit zwischen 
den Behörden, die sie zum Zwecke dieser Koor-
dinierung besonders ermächtigen, herzustel-
len; 

c) geeignete Vereinbarungen abzuschließen, die 
ein reibungsloses Funktionieren der in dieser 
Verordnung vorgesehenen Regelungen für die 
Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden, 
einschließlich der Benennung einer Zentral-
stelle gemäß Artikel 2 Abs. 2, zu gewährlei-
sten. 

4. Die Mitgliedstaaten überprüfen gemeinsam mit 
der Kommission das in diesem Artikel vorgesehene 
Verfahren der Zusammenarbeit laufend und füh-
ren ihre Erfahrungen zusammen, insbesondere 
hinsichtlich neuer Mittel oder Methoden zur Um

-

gehung oder Hinterziehung von Steuern, um diese 
Zusammenarbeit zu verbessern und gegebenen-
falls, wie in Absatz 1 beschrieben, Rechtsvorschrif-
ten und Regeln auszuarbeiten. 

5. Die Kommission übermittelt den zuständigen Be-
hörden der einzelnen Mitgliedstaaten alle Aus-
künfte, die ihr gemäß Artikel 3 erteilt werden, oder 
alle sonstigen geeigneten Auskünfte, die sie ertei-
len kann, sobald sie ihr zur Verfügung stehen. 

TITEL VII 

Schlußbestimmungen 

Artikel 20 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die mit 
Drittländern geschlossenen Abkommen über die 

Geschehen zu Brüssel am . . .  

Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden auf 
dem Gebiet der indirekten Steuern mit. 

2. Die Mitgliedstaaten verzichten auf jeden Anspruch 
auf Erstattung der sich aus der Durchführung die-
ser Verordnung ergebenden Kosten, mit Aus-
nahme der gegebenenfalls an Sachverständige ge-
zahlten Entschädigungen. 

3. Der Begriff „Schriftstück" schließt für die Zwecke 
dieser Verordnung auch Informationen ein, die in 
EDV-Systemen gespeichert oder durch EDV

-

Systeme übermittelt werden. 

Artikel 21 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den 
Wortlaut aller nationalen Vorschriften mit, die sie 
auf dem von dieser Verordnung erfaßten Gebiet 
nachfolgend erlassen. 

2. Die in dieser Verordnung vorgesehenen Regelun-
gen schränken die in anderen Vereinbarungen 
oder Instrumenten enthaltenen Regelungen über 
die Zusammenarbeit in Steuerfragen nicht ein und 
werden von diesen nicht eingeschränkt. 

3. Diese Verordnung berührt nicht die Anwendung 
der die gegenseitige Rechts- und Amtshilfe in 
Strafsachen betreffenden Vorschriften in den Mit-
gliedstaaten. 

Artikel 22 

Die Richtlinie des Rates 79/1070/EWG vom 6. De-
zember 1979 1 ) wird aufgehoben. 

Artikel 23 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge-
meinschaften in Kraft. 

Sie gilt ab 1. Januar 1992. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1 ) ABl.  Nr. L ... vom 27. Dezember 1979, S. 8. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 

Einleitung 

1. Die Vollendung des Binnenmarkts und die Besei-
tigung der Steuergrenzen gemäß dem EWG-Vertrag 
erfordert eine engere administrative Zusammenarbeit 
zwischen den Steuerbehörden der Mitgliedstaaten. 
Diese Notwendigkeit ergibt sich daraus, daß die Mit-
gliedstaaten nicht länger in der Lage sein werden, den 
innergemeinschaftlichen Warenverkehr zu Steuer-
zwecken durch Zollverfahren zu kontrollieren, die di-
rekt mit dem Überschreiten einer Binnengrenze ver-
bunden sind. Statt dessen werden sie die Prüfung der 
Buchführung der Steuerpflichtigen im wesentlichen 
auf die Standardkontrollverfahren stützen müssen, 
die sie gegenwärtig bei der Erhebung der inländi-
schen Mehrwertsteuer anwenden. Dies bedeutet, daß 
sie die Möglichkeit haben müssen, Informationen 
über Käufe und Verkäufe, die in anderen Mitglied-
staaten getä tigt wurden, zu kreuzen. Dies kann nur 
durch eine verstärkte administrative Zusammenarbeit 
erreicht werden. 

Die Notwendigkeit, die vorhandenen Bestimmungen 
über die administrative Zusammenarbeit bzw. die ge-
genseitige Unterstützung auf dem Gebiet der indirek-
ten Steuern zu verstärken, wurde in dem Maßnah-
menpaket der Kommission zur Steuerangleichung aus 
dem Jahre 1987 ausdrücklich anerkannt. Im Doku-
ment KOM(87) 323 vom 5. August 1987 wurde zum 
Beispiel vorgeschlagen, „daß das bestehende System 
der gegenseitigen Unterstützung durch ein wesent-
lich weiterentwickeltes und umfassenderes System 
der Zusammenarbeit" (Ziffer 9.1) ergänzt werden 
sollte. In letzter Zeit haben sich selbst die Mitglied-
staaten öffentlich für eine Stärkung der Systeme zur 
administrativen Zusammenarbeit ausgesprochen, wie 
die Schlußfolgerungen des Rates Wirtschafts- und Fi-
nanzfragen vom 13. November zeigen: „Durch eine 
Kontrollregelung muß die Steuerhinterziehung wirk-
sam verhindert werden. Sie beruht in erster Linie auf 
der Auswertung der Erklärungen der Unternehmen 
durch die einzelstaatlichen Verwaltungen, dem regel-
mäßigen Informationsaustausch sowie der Weiter-
gabe von durch die Verwaltung erstellten Belegen. 
Einzelstaatliche Rechtsvorschriften dürfen dieser 
ständigen Zusammenarbeit der Verwaltungen nicht 
entgegenstehen. Sie stellt eine Ergänzung der der-
zeitigen Amtshilfeverfahren dar" (Rats-Dokument 
9543/89, Ziffer 3). 

Gegenwärtige Situation 

2. Zur Zeit gibt es keine Regelung in den gemein-
schaftlichen Rechtsvorschriften über die gegenseitige 
Unterstützung bei der Verwaltung der Verbrauch-
steuern. Ein rechtlicher Rahmen für die Mehrwert-
steuer wird durch die Richtlinie des Rates 
79/1070/EWG geschaffen, durch die die Bestimmun-

gen der Richtlinie 77/799/EWG betreffend die direk-
ten Steuern einfach auf den Bereich der Mehrwert-
steuer ausgeweitet werden. 

3. Darüber hinaus ist darauf hinzuweisen, daß im 
Bereich der Zölle und der Landwirtschaft gemein-
schaftliche Bestimmungen über die gegenseitige Un-
terstützung in Form der Verordnung (EWG) 
Nr. 1468/81, geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 945/87, vorhanden sind. Außerdem sind zusätzli-
che Bestimmungen über die gegenseitige Unterstüt-
zung zwischen den Zollverwaltungen im Rahmen des 
Übereinkommens von Neapel aus dem Jahre 1967 
vorhanden, einer internationalen Vereinbarung zwi-
schen den Regierungen der Mitgliedstaaten, die nicht 
Teil des Gemeinschaftsrechts ist. 

4. Die vorhandenen Rechtsgrundlagen für die ge-
genseitige Unterstützung auf Gemeinschaftsebene 
liefern einen guten Ausgangspunkt für die Zusam-
menarbeit, zumindest was die Mehrwertsteuer be-
trifft. Diese Bestimmungen wurden jedoch bisher 
kaum angewandt, da die Mitgliedstaaten der Auffas-
sung waren, daß die nationalen Maßnahmen zur Steu-
erkontrolle, die auf den Einfuhr- und Ausfuhrdoku-
menten basieren, auch bei isolierter Vorgehensweise 
zufriedenstellend durchgeführt werden können. Aus 
den bereits unter Ziffer 1 genannten Gründen wird 
sich diese Situa tion notwendigerweise ändern, und 
die Kommission ist zu dem Schluß gelangt, daß sie das 
Mandat des Rates zur Stärkung der administrativen 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten auf 
dem Gebiet der indirekten Steuern am besten durch 
ein neues Rechtsinstrument erfüllen kann. Dieses In-
strument ist Gegenstand des vorliegenden Vor-
schlags. 

Grundlage des neuen Instruments 

5. Das neue Instrument baut auf den vorhandenen 
Bestimmungen der Richtlinie 79/1070 auf und sieht 
Änderungen vor, soweit diese im Lichte der Erfahrun-
gen der Zollbehörden bei der Anwendung der Ver-
ordnung 1468/81 erforderlich erscheinen. Der An-
wendungsbereich schließt erstmals die Verbrauch-
steuern ein. Soweit relevant, wurden auch die Bestim-
mungen des noch nicht ratifizierten Übereinkommens 
zwischen OECD und Europarat über die gegenseitige 
Unterstützung in Steuerfragen berücksichtigt. 

6. Die Form einer Verordnung wurde für dieses In-
strument der einer Richtlinie vorgezogen. Dadurch 
soll ein höheres Maß an Harmonisierung bei der An-
wendung der neuen Bestimmungen und eine raschere 
Durchführung dieser Bestimmungen erreicht werden. 
Der Vorschlag für eine Verordnung basiert auf Arti-
kel 100 a des Vertrags und macht daher die Zusam-
menarbeit mit dem Europäischen Parlament und die 
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Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses er-
forderlich. 

Zugrundeliegende Hypothesen 

7. Der Tatsache, daß die administrative Zusammen-
arbeit nach 1992 eine neue Dimension erhalten wird, 
die sich im neuen Rechtsinstrument entsprechend nie-
derschlagen muß, ist von Anfang an Rechnung zu tra-
gen. So wird es im zukünftigen System zwei unter-
schiedliche, aber verwandte Kategorien der Zusam-
menarbeit geben. 

8. Zum einen wird es notwendig sein, die vorhande-
nen Verfahren fortzusetzen und auszubauen, um Fäl-
len von Steuerhinterziehung und ernsten Unregelmä-
ßigkeiten zu begegnen. Diese Verfahren werden auch 
weiterhin weitgehend auf bilateraler Basis ange-
wandt, müssen jedoch jetzt in den gemeinschaftlichen 
Rahmen integriert und rechtlich auf ein Gemein-
schaftsinstrument gestützt werden. Die Beibehaltung 
des Bestimmungslandprinzips auf dem Gebiet der 
Mehrwertsteuer während einer Übergangszeit wird 
zweifellos die Möglichkeiten für bestimmte Formen 
des Betrugs erhöhen und sehr wahrscheinlich wird es 
in Zukunft eine größere Zahl von Anträgen zur Zu-
sammenarbeit im Zusammenhang mit Betrügereien 
geben. 

9. Zum anderen werden sich jedoch, wie unter Zif-
fer 1 bereits ausgeführt wurde, neue Formen der ad-
ministrativen Zusammenarbeit aus der Notwendig-
keit des Austauschs von Informationen über innerge-
meinschaftliche mehrwert- und verbrauchsteuer-
pflichtige Geschäfte ergeben müssen. Für die Mehr-
wertsteuer sollte der Ausgangspunkt selbstverständ-
lich bei den Rechnungsprüfungsverfahren, Risikobe-
wertungstechniken und Veranlagungsverfahren für 
den Steuerpflichtigen liegen, die bereits vielfach im 
Rahmen der inländischen Kontrollsysteme angewandt 
werden. Diese Systeme sind für den innergemein-
schaftlichen Handel durch Techniken zur stichpro-
benweisen Überprüfung der Richtigkeit der von den 
Steuerpflichtigen regelmäßig vorzulegenden Erklä-
rungen zu ergänzen. Diese Prüfungsverfahren sind 
ein wesentlicher Teil des Kontrollverfahrens, das für 
ein endgültiges, auf dem Ursprungslandprinzip basie-
rendes Mehrwertsteuer-System erforderlich ist, das 
nach Ablauf der Übergangszeit eingeführt werden 
soll. Im Rahmen des Übergangssystems werden diese 
Verfahren außerdem notwendig sein, um zu gewähr-
leisten, daß Waren, für die ein Null-Satz gefordert 
wird, grenzüberschreitend vorschriftsgemäß ver-
schickt und der Finanzkontrolle des Mitgliedstaates, 
für den sie bestimmt sind, unterstellt werden. Da die 
Mehrwertsteuer auf Basis des Bestimmungslands vor-
übergehend beibehalten wird, muß das System in ei-
nem sogenannten „Dreiecks-Geschäft" auch eine Be-
stätigung des letztendlichen Bestimmungsortes der 
Waren vorsehen, um zu gewährleisten, daß die Steuer 
dem berechtigten Mitgliedstaat zufließt. Vergleich-
bare Formen der Zusammenarbeit  werden auf dem 
Gebiet der Verbrauchsteuern erforderlich sein, um ein 
ordnungsgemäßes Funktionieren des verbundenen 
Kontrollsystems für Gegenstände zu gewährleisten, 

die den Verbrauchsteuern unterliegen, für die aber 
die Abgabenerhebung aufgeschoben wurde. 

10. Um für eine angemessene Überprüfung und 
Kontrolle zu sorgen, muß diese zweite Form der admi-
nistrativen Zusammenarbeit regelmäßiger und routi-
nemäßiger organisiert werden und ihre Kapazität muß 
für eine größere Zahl von Anträgen als bei den beste-
henden Vereinbarungen über die gegenseitige Zu-
sammenarbeit ausreichen. In diesem Zusammenhang 
wird die Kommission eine Untersuchung über die 
Möglichkeiten eines interaktiven Computer- und Te-
lematicnetzes, welches die betreffenden Verwaltun-
gen der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft mit-
einander verbindet, durchführen. In diesem Zusam-
menhang ist eine ausgewogene Vorgehensweise er-
forderlich, die die grundlegende Forderung des Rates 
Wirtschafts- und Finanzfragen vom November 1989 
berücksichtigt, nach der die Belastung der Unterneh-
men und der Verwaltung im Vergleich zur gegenwär-
tigen Situation zu verringern ist. Endziel ist, daß die 
einzelnen Mitgliedstaaten hinreichend darauf ver-
trauen können, daß die Steuerbeträge, die von ihren 
Steuerpflichtigen bei Einkäufen in anderen Mitglied-
staaten veranschlagt werden, begründet und richtig 
sind, daß für den Export bestimmte Gegenstände 
nicht auf den Inlandsmarkt umgelenkt werden und 
daß keine falschen Rechnungen oder Steuernummern 
verwendet werden. An dieser Stelle ist erneut darauf 
hinzuweisen, daß es sich dabei nicht um Untersuchun-
gen zur Aufdeckung von Betrügereien handelt, wenn-
gleich sich als Folge der Prüfung Hinweise auf Betrug 
ergeben könnten. 

11. Die Einzelheiten zur Anwendung dieser Systeme 
sind Gegenstand einer späteren Konsultation und Ko-
ordination nach dem Verfahren, das in diesem Vor-
schlag vorgesehen ist (Artikel 19). Schon jetzt ist je-
doch der rechtliche Rahmen zu schaffen, durch den 
die beiden obengenannten Kategorien der Zusam-
menarbeit angemessen abgedeckt werden. Diesem 
Zweck dient der vorliegende Vorschlag. 

Zu Artikel 1 

12. Dieser Artikel definiert den Anwendungsbereich 
der Verordnung. Bewußt wurde ein breiter Anwen-
dungsbereich gewählt, der eine Zusammenarbeit in 
allen Bereichen der Einhaltung der Rechtsvorschriften 
über die indirekte Besteuerung und des Verfahrens 
der richtigen Festsetzung der betreffenden Steuern 
vorsieht. 

Zu Artikel 2 

13. In Absatz 1 werden die wichtigsten Beg riffe defi-
niert, die in der Verordnung verwendet werden. 

Nach Absatz 2 bestimmen die einzelnen Mitgliedstaa-
ten die Behörde oder die Behörden, die für die admi-
nistrative Zusammenarbeit innerhalb ihres Gebiets 
zuständig sein werden; eine Liste dieser Behörden ist 
den anderen Mitgliedstaaten und der Kommission zu 
übermitteln. Die so bestimmten Behörden werden für 
die Durchführung der Vorschriften dieser Verordnung 
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in erster Linie zuständig sein. Nach Absatz 2 benennt 
außerdem jeder Mitgliedstaat eine Zentralstelle, die 
für die Verbindung zu den anderen Mitgliedstaaten 
und zur Kommission in Angelegenheiten im Zusam-
menhang mit diesem Vorschlag zuständig ist (siehe 
auch Artikel 19 Abs. 3). 

TITEL I 

Zusammenarbeit der Verwaltungen — 
Allgemeine Bestimmungen 

Zu Artikel 3 

14. Artikel 3 verpflichtet die zuständigen Behörden 
zu einer möglichst umfassenden Zusammenarbeit un-
tereinander und mit der Kommission, um die Erfül-
lung sowohl der nationalen als auch der gemein-
schaftlichen Rechtsvorschriften über die indirekte Be-
steuerung zu gewährleisten. Der Begriff „Erfüllung" 
wird umfassend definiert, damit er die erforderliche 
Zusammenarbeit bei den Kontrollverfahren mit ein-
schließt. Ebenso wie im Falle von Artikel 1 ist die Ver-
pflichtung allgemein gehalten und beschränkt sich 
nicht nur auf den Informationsaustausch. 

Der Informationsaustausch ist jedoch der wichtigste 
Teil der Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden 
und ist daher Gegenstand eines besonderen Bezugs 
im zweiten Teil von Artikel 3. Eine erste Unterschei-
dung zwischen den Verpflichtungen der Mitglied-
staaten untereinander und denen gegenüber der 
Kommission wird gemacht: generell gesprochen wer-
den die Mitgliedstaaten untereinander Informationen 
über bestimmte Fälle der Steuerpraxis übermitteln 
und darüber hinaus auch die Kommission informieren, 
wenn ein Fall voraussichtlich auch auf Gemein-
schaftsebene von Bedeutung ist. Um zu gewährlei-
sten, daß derartige Informationen effektiv und gesi-
chert übermittelt werden, wird die Kommission die 
Möglichkeit der Einrichtung von Computer- und Tele-
maticnetzen, die die betreffenden nationalen und ge-
meinschaftlichen Verwaltungen miteinander verbin-
den, untersuchen. 

Zu Artikel 4 

15. Dieser Artikel enthält eine Standardbestim-
mung, die auch in der Verordnung Nr. 1468/81 ent-
halten ist (gegenseitige Unterstützung im Zollbe-
reich), nach der die zuständigen Behörden von ihrer 
Verpflichtung zur Unterstützung durch die Übermitt-
lung von Informationen oder Unterlagen befreit sind, 
wenn ein bestimmter Fall oder eine bestimmte Ermitt-
lung an die Justizbehörden zur Anklageerhebung vor 
einem Strafgericht weitergeleitet worden ist. Sobald 
ein Strafverfahren in dieser Form eingeleitet worden 
ist, müssen weitere Ermittlungen auf der Grundlage 
der Vereinbarungen über die gegenseitige Unterstüt-
zung in strafrechtlichen Fragen durchgeführt werden 
(siehe auch Artikel 21). Die Justizbehörden des er-
suchten Mitgliedstaates können jedoch von Fall zu 
Fall dem Austausch von Informationen zustimmen,  

die im Zusammenhang mit strafrechtlichen Ermittlun-
gen eingeholt wurden. 

TITEL II 

Unterstützung auf Antrag 

16. Die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden 
teilt sich generell in drei Kategorien: Unterstützung 
auf Antrag (die Initiative liegt bei der ersuchenden 
Behörde), automatische Unterstützung (die ersu-
chende Behörde und die ersuchte Behörde vereinba-
ren im voraus, daß bestimmte Informationen automa-
tisch eingeholt und ausgetauscht werden) und spon-
tane Unterstützung (eine Behörde ergreift die Initia-
tive, ohne daß sie darum ersucht wurde). In den Arti-
keln 5 bis 10 wird die Unterstützung auf Antrag, die 
gegenwärtig die wichtigste dieser Kategorien ist, ge-
regelt. 

Zu Artikel 5 

17. Dieser Artikel enthält eine allgemeine Verpflich-
tung der zuständigen Behörden, auf Antrag Aus-
künfte im weiteren Sinne zu übermitteln. Da die In-
itiative in dieser Frage bei dem ersuchenden Staat 
liegt, der bestimmte indirekte Steuern erheben kann, 
die keine gemeinschaftlichen Steuern sind, werden an 
dieser Stelle die Steuern genauer beschrieben, die 
Gegenstand der Verfahren zur Zusammenarbeit sind. 
Die betreffenden Steuern sind die Mehrwertsteuer 
und die wichtigsten Verbrauchsteuern, die in allen 
Mitgliedstaaten erhoben werden und die Gegenstand 
von Regelungen auf Gemeinschaftsebene sind. Die 
Möglichkeit, daß diese Liste gegebenenfalls zu einem 
späteren Zeitpunkt um andere Steuern erweitert wird, 
wird nicht ausgeschlossen. 

Absatz 2 enthält eine Standardvorschrift, nach der die 
ersuchte Behörde Anträge aus anderen Mitgliedstaa-
ten in gleicher Weise zu behandeln hat wie ihre eige-
nen Ermittlungen bzw. wie die Ermittlungen auf An-
trag einer anderen Behörde des gleichen Mitglied-
staates. 

Zu Artikel 6 

18. Dieser Artikel sieht vor, daß die ersuchte Be-
hörde Kontrollermittlungen im Auftrag eines anderen 
Mitgliedstaates durchführt. Dies kann den Nachweis 
und die Kontrolle des innergemeinschaftlichen Han-
dels im Stichprobenverfahren einschließen, um zu ge-
währleisten, daß Gegenstände, für die eine Steuerbe-
freiung oder ein Steueraufschub gefordert wird, ord-
nungsgemäß in das Gebiet eines anderen Mitglied-
staates überführt und der Steuerkontrolle dieses Mit-
gliedstaates unterstellt werden. 



Drucksache 12/485 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Zu Artikel 7 

19. Bei dieser Vorschrift handelt es sich um eine 
neue Regelung, nach der die Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit erhalten, jeweils für ihr eigenes Staatsge-
biet, koordinierte Steuerermittlungen zu organisieren. 
Diese Bestimmung ist angesichts der zunehmenden 
Integration der europäischen Märkte und der sich ab-
zeichnenden Entwicklung, daß ein großer Teil des 
innergemeinschaftlichen Handels sich auf eine relativ 
kleine Zahl verbundener oder in einer engen Bezie-
hung stehender Gruppen von Gesellschaften konzen-
triert, besonders wichtig. Die systematische Prüfung 
dieser Gesellschaften erfordert ein Gesamtkonzept, 
das über die nationalen Grenzen hinausgeht. Die Be-
stimmungen dieses Artikels fördern die Entwicklung 
eines solchen Konzepts. 

Zu Artikel 8 

20. Dieser Artikel ist eine Standardvorschrift, die die 
Übermittlung amtlicher Schriftstücke und Bescheini-
gungen an eine ersuchende Behörde im Zusammen-
hang mit indirekten Steuern betrifft. 

Zu Artikel 9 

21. Diese Bestimmung ist ebenfalls eine Standard-
vorschrift, die die Zustellung von Schriftstücken be-
trifft. Die Mitgliedstaaten könnten Probleme bei der 
Zustellung von Schriftstücken haben (zum Beispiel im 
Falle einer Steuerforderung gegenüber einem Ge-
bietsfremden oder einem Staatsbürger, der seinen 
Wohnsitz in einen anderen Mitgliedstaat verlegt hat) 
und dieser Artikel sieht in diesen Fällen eine Zusam-
menarbeit der Verwaltungsbehörden vor. Die erhöhte 
Mobilität der Steuerzahler im Binnenmarkt wird dazu 
beitragen, daß eine solche Vorschrift in Zukunft an 
Bedeutung gewinnen wird. Wenngleich eine Unter-
stützung bei der Zustellung von Schriftstücken im Zu-
sammenhang mit indirekten Steuern zu jedem Zeit-
punkt vor der Aufnahme des gerichtlichen Verfahrens 
beantragt werden kann, wird sich die Unterstützung 
in der Praxis vor allem auf die Phase der Veranlagung 
beziehen. Es soll erreicht werden, daß Schriftstücke, 
wie Steuerbescheide oder Mahnungen, den Steuer-
pflichtigen tatsächlich erreichen, um zu vermeiden, 
daß Zwangsmaßnahmen gegen Personen ergriffen 
oder Strafen gegen Personen verhängt werden, die 
keinerlei Kenntnis von einer Steuerforderung oder 
-verbindlichkeit haben. 

Zu Artikel 10 

22. Dieser Artikel ist wiederum eine Standardvor-
schrift, die auf Antrag die Übermittlung von Informa-
tionen über indirekten Steuern unterliegende Ge-
schäfte vorsieht, bei denen der Verdacht auf Steuer-
hinterziehung besteht. Diese Vorschrift deckt insbe-
sondere die Übersendung von Berichten oder Schrift-
stücken aus den Archiven der ersuchten Behörde 
ab. 

TITEL III 

Automatischer Austausch von Auskünften 

Zu Artikel 11 

23. Artikel 11 behandelt den automatischen Infor-
mationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten. 
Wenngleich diese Form des Informationsaustauschs 
gegenwärtig nicht genutzt wird, könnte sie in Zukunft 
im Zuge der Entwicklung und Ausweitung des Pro-
zesses der Zusammenarbeit zwischen den Finanzver-
waltungen echt an Bedeutung gewinnen. Entspre-
chend bleiben die Verfahren der Zusammenarbeit, 
die im Rahmen dieses Artikels anzuwenden sind, ei-
ner späteren Regelung im Rahmen der Sitzungen der 
Vertreter der Mitgliedstaaten vorbehalten, die gemäß 
Artikel 19 gehalten werden. 

TITEL IV 

Spontane Unterstützung 

Zu Artikel 12 

24. Durch diesen Artikel wird den Mitgliedstaaten 
die allgemeine Verpflichtung auferlegt, einander 
spontane Unterstützung zu gewähren. Diese Art von 
Unterstützung ist ohne das vorherige Ersuchen eines 
Mitgliedstaats und ohne vorherige Vereinbarungen 
über den automatischen Informationsaustausch zu ge-
währen. Spontaner Informationsaustausch wird sich 
voraussichtlich als besonders nützlich bei der Prüfung 
von Betrügereien erweisen, da er generell Daten be-
treffen wird, die von einem für indirekte Steuern zu-
ständigen Bediensteten des übersendenden Mitglied-
staates im Rahmen der nationalen Prüfung oder Kon-
trolle gezielt ermittelt und gesammelt worden sind. 

Zu Artikel 13 

25. Dieser Artikel sieht verschiedene Fälle vor, in 
denen Informationen durch die zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten ohne vorhergehenden Antrag im 
allgemeinen Rahmen der Steueraufsicht und -verwal-
tung ausgetauscht werden. Ebenso wie Artikel 7 sind 
diese Vorschriften von besonderer Bedeutung für die 
Kontrolle der steuerbaren Geschäfte von eng verbun-
denen Unternehmensgruppen. 

Nach Absatz 2 kann im Rahmen der Sitzungen der 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 19 die Liste der Fälle, 
in denen der Austausch von Informationen ohne vor-
hergehenden Antrag angebracht ist, um andere Kate-
gorien von Fällen erweitert werden. 

Da die Effizienz des spontanen Informationsaus-
tauschs nahezu ausschließlich auf der Initiative des 
übermittelnden Mitgliedstaates beruht, müssen die 
zuständigen Behörden des letztgenannten Mitglied-
staates die erforderlichen administrativen Schritte un-
ternehmen, um zu gewährleisten, daß Auskünfte, die 
voraussichtlich von Interesse für den anderen Staat 
sind, erst diesem mitgeteilt werden. Eine entspre- 
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chende Vorschrift ist in Absatz 3 dieses Artikels vor-
gesehen. 

Zu Artikel 14 

26. Dieser Artikel ist parallel zu Artikel 13 und gilt 
für das Gebiet der Betrügereien. In diesem Bereich ist 
die spontane Übermittlung von Informationen unver-
züglich vorzunehmen. Angesichts des breiten Spek-
trums möglicher Betrügereien wird hier nicht ver-
sucht, die Übermittlung auf bestimmte Kategorien zu 
begrenzen; alle Angaben, die im Zusammenhang mit 
betrügerischen Geschäften von Nutzen sind, sind zu 
übermitteln. 

TITEL V 

Voraussetzungen für die Unterstützung 

Zu Artikel 15 

27. Dieser Artikel enthält den allgemeinen Grund-
satz, daß die zuständigen Behörden der Mitgliedstaa-
ten die erforderlichen Schritte unternehmen, um si-
cherzustellen, daß ihren Verpflichtungen zur Über-
mittlung von Informationen rasch nachgekommen 
wird. Für bestimmte Kategorien von Auskünften kön-
nen im Rahmen der Verfahren gemäß Artikel 19 be-
sondere, präzisere Fristen festgelegt werden. Die er-
betenen Auskünfte, die gemäß Artikel 5 bis 10 über-
mittelt werden, unterliegen in jedem Falle einer Frist 
von höchstens drei Monaten, sofern die ersuchende 
Behörde nicht selbst eine längere Frist vorschlägt. Die 
dreimonatige Frist entspricht dem Zeitraum, für den 
die Mitgliedstaaten bei früheren Beratungen über die 
Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden zu einem 
Engagement bereit waren. Absatz 2 sieht vor, daß die 
zuständigen Behörden ihren Partner darüber in 
Kenntnis setzen, falls Hindernisse für eine rechtzei-
tige Übermittlung der angeforderten Informationen 
auftreten. Als Hindernisse werden in diesem Zusam-
menhang natürlich nur solche Umstände bezeichnet, 
die sich der Kontrolle der betreffenden Behörde ent-
ziehen. 

Zu Artikel 16 

28. Dieser Artikel enthält Vorschriften über die di-
rekte Zusammenarbeit zwischen den Bediensteten 
der Mitgliedstaaten. Er sieht vor allem vor, daß diese 
Kontakte zwischen den ordnungsgemäß bevollmäch-
tigten Bediensteten der ersuchenden Behörde und der 
ersuchten Behörde in den Diensträumen der letztge-
nannten Behörde stattfinden. Der Bedienstete der er-
suchenden Behörde erhält vollen Zugang zu allen 
Unterlagen, die für die Bediensteten der ersuchten 
Behörde verfügbar sind. 

29. Mit Absatz 2 wird der Prozeß der direkten Zu-
sammenarbeit um eine Stufe ausgeweitet, indem den 
Bediensteten der ersuchenden Behörde gestattet 
wird, nach vorheriger Vereinbarung, an einer speziel

-

len Steuerprüfung im ersuchten Mitgliedstaat teilzu-
nehmen. 

Die Begründung für diese erweiterte Form der Zusam-
menarbeit muß sowohl zweckmäßig als auch spezi-
fisch sein. Es versteht sich, daß diese erweiterte Form 
der Unterstützung nicht gefordert werden sollte, wenn 
die zuständige Behörde des ersuchenden Staats nicht 
überzeugt ist, daß die Untersuchung in einem anderen 
Mitgliedstaat in erheblichem Maße zur Lösung eines 
inländischen Problems im Bereich der indirekten 
Steuern beiträgt. Dieses Verfahren ist als logische Er-
gänzung zu den Bestimmungen über koordinierte 
Steuerprüfungen gemäß Artikel 7 zu sehen. 

30. Absätze 2 und 3 dieses Artikels zusammen stel-
len klar, daß die Entscheidung darüber, ob die Anwe-
senheit von Vertretern der ersuchenden Behörde zu-
gelassen werden sollte oder nicht, von der ersuchten 
Behörde getroffen wird. Es ist jedoch darauf hinzuwei-
sen, daß die Tatsache, daß die ersuchte Behörde in 
dieser Hinsicht die entscheidende Rolle spielt, die 
Verpflichtung dieser Behörde zur Lieferung von Infor-
mationen, die nach einem anderen Artikel dieses Vor-
schlags für eine Verordnung beantragt wird, nicht im 
mindesten einschränkt. 

31. Wird dem Antrag stattgegeben, hat die ersuchte 
Behörde nach Absatz 3 Zeit und Ort der Untersu-
chung sowie sonstige relevante Einzelheiten, wie den 
für die Untersuchung verantwortlichen Bediensteten 
und die besonderen Voraussetzungen für die Durch-
führung, anzugeben. Alle Entscheidungen, wie die 
Untersuchung durchzuführen ist, sind von dem Be-
diensteten der ersuchten Behörde zu treffen, der mit 
der Untersuchung beauftragt ist. Der Bedienstete der 
ersuchenden Behörde darf keinesfalls eine Autorität 
im strengeren Sinne ausüben, er oder sie kann jedoch 
nach dem Ermessen der ersuchten Behörde die Er-
laubnis zu einer aktiven Zusammenarbeit erhalten. 

32. Der letzte Absatz sieht vor, daß die Einzelheiten 
der Anwendung dieses Artikels im Rahmen der Sit-
zungen, die gemäß Artikel 19 durchgeführt werden, 
zu erörtern und gegebenenfalls festzulegen sind. 

Zu Artikel 17 

33. Dieser Artikel enthält Standardbestimmungen 
über die Vertraulichkeit der ausgetauschten Informa-
tionen als Teil der Zusammenarbeit der Verwaltungs-
behörden. Die Bestimmungen definieren generell 
zwei Zugangskategorien: 

— zum einen für die Personen, die direkt an der Ver-
anlagung oder administrativen Kontrolle der indi-
rekten Steuern beteiligt sind. Diese Kategorie 
wird, entsprechend den parallelen Vorschriften im 
Zollbereich (Verordnung Nr. 1468/81 Artikel 19), 
ausdrücklich um die entsprechenden Bediensteten 
der Gemeinschaftsorgane erweitert; 

— zum anderen für die Personen, die direkt an ge-
richtlichen oder administrativen Verfahren bei 
Sanktionen im Zusammenhang mit der Veranla-
gung für indirekte Steuern beteiligt sind. 
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34. Nach Absatz 2 kann ein Mitgliedstaat, der für 
inländische Zwecke strengere Regelungen als die 
obenstehenden praktiziert, darauf bestehen, daß die 
ersuchende Behörde im Hinblick auf die von diesem 
zur Verfügung gestellten Auskünfte die gleichen 
strengeren Kriterien anwendet. Absatz 3 hingegen 
sieht vor, daß die ersuchende Behörde einen breiteren 
Zugang zu den betreffenden Informationen gewährt, 
vorausgesetzt, daß die ersuchte Behörde zustimmt, 
falls dieser breitere Zugang im ersuchten Mitglied-
staat möglich ist. Absatz 4 ist eine Standardbestim-
mung, nach der ein Mitgliedstaat Auskünfte, die er 
von einem anderen Mitgliedstaat erhalten hat, an ei-
nen dritten Mitgliedstaat weiterleiten kann, vorausge-
setzt, daß der Mitgliedstaat, der die Auskünfte erteilt 
hat, dem zustimmt. 

Zu Artikel 18 

35. Absatz 1 enthält eine Standardbestimmung, die 
die Verpflichtung zur Zusammenarbeit begrenzt, 
wenn die Belange der staatlichen Politik („öffentliche 
Ordnung") des Staates selbst betroffen sind. Es han-
delt sich dabei in erster Linie um eine Notfallbestim-
mung, die unter normalen Umständen nur selten in 
Anspruch genommen werden dürfte. 

36. Falls die Unterstützung verweigert wird, hat je-
denfalls der betreffende Mitgliedstaat nach Absatz 2 
die Gründe dafür anzugeben. 

TITEL VI 

Verfahren zur Konsultation 
und zur Koordinierung 

Zu Artikel 19 

37. Dieser Artikel enthält den entscheidenden Teil 
der organisatorischen Regelungen, die im Zusam-
menhang mit der neuen Form der Zusammenarbeit 
der Verwaltungsbehörden geplant sind. Während die 
Grundlage dieser Zusammenarbeit im wesentlichen 
das bilaterale Verhältnis zwischen den einzelnen Mit-
gliedstaaten bleibt, erfordert die Einführung einer Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet der Beaufsichtigung 
und der Überprüfung der laufenden Kontrollverfah-
ren ein zentrales Forum, in dem praktische Probleme 
von allgemeinem Interesse erörtert und Standardver-
fahren vereinbart werden können. Absatz 1 dieses Ar-
tikels zielt darauf ab, ein solches zentrales Forum zu 
schaffen. Der Text beruht auf den Erfahrungen auf 
dem Gebiet der Zölle (Verordnung Nr. 1468/81), 
orientiert sich jedoch speziell an den Kontrollerforder-
nissen im Bereich der indirekten Steuern in der Situa-
tion nach 1992. 

38. Absatz 2 sieht vor, daß die Mitgliedstaaten wei-
ter direkt untereinander in Fragen von bilateralem 
Interesse Auskünfte erteilen, falls sich keine weiter-
gehende Notwendigkeit zur Konsultation ergibt. Es 
handelt sich dabei um eine Standardbestimmung, die 
der bestehenden Richtlinie über die Zusammenarbeit 
in Steuerfragen (77/799/EWG) entnommen worden 
ist. 

39. Absatz 3 ist eine Vorschrift, die auf der Verord-
nung Nr. 1468/81 basiert, nach der die Mitgliedstaa-
ten zu gewährleisten haben, daß die inländische Koor-
dination zwischen den verschiedenen nationalen Be-
hörden ausreichend ist, um ein reibungsloses Funktio-
nieren der externen Zusammenarbeit mit anderen 
Mitgliedstaaten zu ermöglichen. 

40. Absatz 4 sieht einen Prozeß der laufenden Über-
wachung vor, der eine gemeinsame Beteiligung der 
Mitgliedstaaten und der Kommission bei der Bewer-
tung der Effizienz der Verfahren zur Zusammenarbeit, 
die gemäß Absatz 1 eingeführt wurden, vorsieht. Ziel 
ist, die Verfahren der Zusammenarbeit laufend zu ver-
bessern und weiterzuentwickeln und diese Verbesse-
rungen, soweit zweckmäßig, in die administrativen 
Regelungen oder Verfahren, die im gegenseitigen 
Einvernehmen anzuwenden sind, einzubeziehen. Die 
Zusammenführung von Erfahrungen bezüglich neuer 
Möglichkeiten für Steuerumgehungen oder -hinter-
ziehungen ist einer der wichtigsten Aspekte dieses 
Prozesses. 

41. Absatz 5 schließlich sieht eine spezielle Aufgabe 
für die Kommission zur Verbreitung von Informatio-
nen vor, die ihr von den einzelnen Mitgliedstaaten 
oder anderen zuverlässigen Quellen zur Verfügung 
gestellt wurden und die voraussichtlich für die Beach-
tung und eine angemessene Kontrolle der Maßnah-
men im Bereich der indirekten Steuern von allgemei-
nem Interesse sein dürften. Diese Vorschrift beruht 
auf den Erfahrungen im Zollbereich (Verordnung 
Nr. 1468/81). Zusammen mit Absatz 2 und 4 werden 
darin die Aufgaben der einzelnen Mitgliedstaaten, die 
gemeinsamen Aufgaben der Mitgliedstaaten und der 
Kommission und die speziellen Aufgaben der Kom-
mission allgemein umrissen. 

TITEL VII 

Schlußbestimmungen 

Zu Artikel 20 

42. Absatz 1 ist eine Standardbestimmung, nach der 
die Mitgliedstaaten die Kommission über ihre Verein-
barungen mit Drittländern auf dem Gebiet der admi-
nistrativen Zusammenarbeit in Angelegenheiten der 
indirekten Steuern auf dem laufenden zu halten ha-
ben. 

43. Absatz 2 ist ebenfalls eine Standardbestimmung, 
in der die Kostenfrage geregelt wird. Grundsätzlich 
gilt ebenso wie in früheren Rechtsvorschriften der 
Gemeinschaft auf diesem Gebiet, daß jeder Mitglied-
staat die Kosten trägt, die sich aus der Durchführung 
der administrativen Zusammenarbeit ergeben, mit 
Ausnahme der Entschädigung, die an Sachverstän-
dige in bestimmten Fällen zu entrichten ist. Artikel 19 
Abs. 1 sieht ein Forum vor, daß zur Lösung von Streit-
fragen in diesem Zusammenhang beitragen könnte. 

44. Absatz 3 ist eine notwendige Bestimmung, die 
den Mitgliedstaaten die Möglichkeit einräumt, bei 
dem in diesem Vorschlag vorgesehenen Austausch 
von Informationen oder Dokumenten soweit möglich 
auf die Datenverarbeitung zurückzugreifen. 
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Zu Artikel 21 

45. Absatz 1 sieht vor, daß die Mitgliedstaaten die 
Kommission über die nationalen Rechtsvorschriften 
auf dem laufenden halten, die sie anschließend in den 
von diesem Vorschlag betroffenen Bereichen erlas-
sen. Absatz 2 ist eine Standardvorschrift, die sicher-
stellen soll, daß dieser Vorschlag nicht andere mögli-
che Formen der Zusammenarbeit einschränkt. Falls 
die Mitgliedstaaten sowohl an Verpflichtungen aus 
diesem Vorschlag als auch an Verpflichtungen aus 
anderen Instrumenten oder an Vereinbarungen auf 
diesem Gebiet gebunden sind, kann das in der betref-
fenden Situation effektivste Instrument genutzt wer-
den. Absatz 3 soll sicherstellen, daß die Vorschriften, 
die bisher in den Mitgliedstaaten für die gegenseitige 
Unterstützung im strafrechtlichen Bereich gelten, von 
den Bestimmungen dieses Vorschlags nicht betroffen 
sind. 

Zu Artikel 22 

46. Der vorliegende Vorschlag übernimmt und 
erweitert die Bestimmungen der Richtlinie 
79/1070/EWG. Darüber hinaus weitet er die admini-
strative Zusammenarbeit auf das Gebiet der Ver-
brauchsteuern aus und stellt daher ein umfassendes 
Rahmeninstrument dar, das alle Erfordernisse der Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet der indirekten Steuern  

abdeckt. Unter diesen Umständen verliert die Richtli-
nie 79/1070/EWG an Bedeutung und sollte daher au-
ßer Kraft gesetzt werden, um Verwirrung und Rechts-
unsicherheit zu vermeiden. 

Zu Artikel 23 

47. Dieser Artikel sieht vor, daß der vorliegende Vor-
schlag am 1. Januar 1992 in Kraft tritt, d. h. ein Jahr 
vor dem Termin, der in Artikel 8 a und 100a des Ver-
trags für die Beseitigung der Steuergrenzen und für 
die Verwirklichung des Binnenmarkts vorgesehen ist. 
Es gibt keine technischen Gründe, weshalb die Mit-
gliedstaaten diesen Vorschlag nicht vor anderen Maß-
nahmen, die Teil des Maßnahmenpakets zur Anglei-
chung im Bereich der Steuern sind, durchführen soll-
ten. Es wird davon ausgegangen, daß die Erfahrun-
gen, die bei der Anwendung in der Zwischenzeit ge-
wonnen werden, die zuständigen Behörden der Mit-
gliedstaaten in die Lage versetzen werden, der Ab-
schaffung der Grenzkontrollen am 31. Dezember 1992 
mit größerer Zuversicht entgegenzusehen, als dies 
sonst der . Fall wäre. Das dazwischenliegende Jahr 
sollte insbesondere die Möglichkeit schaffen, die in 
Artikel 19 Abs. 1 vorgesehenen praktischen Kontroll-
verfahren zu vereinbaren und durchzuführen, wäh-
rend die Unterstützung durch Grenzkontrollen noch 
vorhanden ist. 








